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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 8. September 2025 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Staatsstrasse 100, Heiligkreuz, 8887 Mels 

betreffend 

WAFFENPLATZ HERISAU-GOSSAU; AUSSENSTANDORT RAMSEN; 
UMSETZUNG INTEGRALES SCHUTZKONZEPT (ISK) 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Ost von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbehörde 
am 8. September 2025 das Gesuch für die Umsetzung des integralen Schutzkonzepts (ISK) 
am Aussenstandort Ramsen ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein ordentliches 
militärisches Plangenehmigungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch und ver­ 
anlasste die öffentliche Auflage des Projekts (7. Oktober bis 5. November 2025). Innert der 
Auflagefrist gingen keine Einsprachen oder schriftlichen Anregungen ein. 

3. Der Kanton Appenzell Ausserrhoden übermittelte seine Stellungnahme mit Schreiben vom 
28. November 2025. 

4. Die Gemeinde Herisau teilte mit Schreiben vom 2. Dezember 2025 mit, dass sie auf eine 
Stellungnahme verzichte. 

5. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) ging am 19. Januar 2026 ein. 

6. Die Gesuchstellerin nahm am 25. Februar 2026 abschliessend zu den eingegangenen An­ 
trägen und Bemerkungen Stellung. 



7. Auf die V erbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

I. Sachliche Zuständigkeit 
Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur und ist überwiegend militärisch begründet, 
weshalb die MPV anwendbar und das Generalsekretariat des VBS (nachfolgend Genehmi­ 
gungsbehörde) für die Festlegung und Durchführung des militärischen Plangenehmigungsver­ 
fahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1 und 2 lit. b und d, Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 
a. Das Vorhaben untersteht dem ordentlichen militärischen Plangenehmigungsverfahren. 
b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 

weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 
Der Aussenstandort Ramsen dient als Lager und Ausbildungsplatz für Radschützenpanzer. Der 
Standort erfüllt die Vorgaben aus dem integralen Sicherheitskonzept (ISK) nicht. Deshalb sind 
gemäss dem Konzept zur Verbesserung der Sicherheitssituation folgende Massnahmen vorge­ 
sehen: 

- Installation einer Videoüberwachung für die Überwachung der Fahrzeuge auf dem mi­ 
litärischen Areal, mit einer Verbindung zur Kaserne Herisau; 

- Ertüchtigung Sicherheitsräume gemäss internen Vorgaben des VBS (Brand- und Ein­ 
bruchmeldeanlagen, Bewegungs- und Körperschallmelder usw.); 

- Verbesserung des Schutzes bei den Eingängen ins Gebäude des Fahrsimulator für Pan- 
zer (FASPA); 

- Neue Brandmeldeanlage im Gebäude AA (altes Zeughaus); 
- Ersatz der Brandmeldeanlage/ Notbeleuchtungsanlage im Gebäude NA; 
- Weitere Kleinmassnahmen, wie die Realisierung von Elektroladestationen. 

Das Vorhaben umfasst weiter die Dachsanierung des FASPA-Gebäudes sowie diverse Mass­ 
nahmen aus der generellen Entwässerungsplanung (GEP), welche keine Anpassungen am Ent­ 
wässerungssystem erfordern. 

2. Stellungnahme des Kantons Appenzell Ausserrhoden 
Der Kanton Appenzell Ausserrhoden formulierte in seiner Stellungnahme vom 28. November 
2025 basierend auf der kantonsinternen Vernehmlassung folgende Anträge: 

Kantonstrasse 

(1) Mit dem geplanten Fahrzeugrückhaltesystem sei der ordentliche Strassenabstand von 6 m 
einzuhalten. 
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(2) Die Solarmodule der geplanten Fotovoltaikanlage seien so auszurichten, dass keine Blend­ 
wirkung auf den Strassenverkehr entstehe. 
Gewässerschutz 

(3) Die Empfehlungen des Gutachters (FlumGeo), insbesondere auch die Massnahmen gemäss 
Ziffer 8.1 und 8.2 sowie Ziffern 9 und IO des Berichts, seien ins Projekt zu übernehmen 
und bei der Ausführung der Arbeiten umzusetzen. Die Arbeiten und die Überwachung 
seien nach Rücksprache mit der Quelleigentümerin durchzuführen. 

(4) Die Resultate der Überwachung der Arbeiten und der Beweissicherung seien dem Amt für 
Umwelt (AflJ) zuzustellen. 

(5) Das Dach des FASPA-Gebäudes sei, mit oder ohne Photovoltaik (PV)-Anlage, inklusive 
Entwässerung so zu errichten resp. zu ertüchtigen, dass innerhalb der Zone S2 kein Regen­ 
abwasser versickern könne. 

(6) Für den Betrieb sei ein Konzept zu erarbeiten, welches eine gewässerschutzkonforme Ent­ 
sorgung des bei einem Ereignis zurückgehaltenen Wassers ausserhalb der Grundwasser­ 
schutzzonen garantiere. 

(7) Die Merkblätter «Bauarbeiten in Grundwasserschutzzonen» (in den Schutzzonen und 
Schutzarealen gemäss Beilage) und «Umweltschutz auf der Baustelle» seien für die Aus­ 
:führung der Arbeiten verbindlich. 
Boden 

(8) Die durch das Bauprojekt beanspruchten Böden seien vor nachhaltigen physikalischen 
Schäden zu schützen. 
Rückbauarbeiten /Abfälle 

(9) Vor den eigentlichen Umbauarbeiten seien alle schadstoftbelasteten Bauteile gemäss An­ 
weisungen der SUVA zu entfernen und umweltgerecht zu entsorgen. 
Lichtemissionen 

(10)Die geplanten Massnahmen zur Minimierung der Lichtemissionen nach BAFU-Vollzugs­ 
hilfe 2021 seien nachreichen und anschliessend umzusetzen. 

• 
3, Stellungnahme der Gemeinde Herisau 
Die Gemeinde Gossau hat der Genehmigungsbehörde mit Schreiben vom 2. Dezember 2025 
mitgeteilt, dass sie auf eine Stellungnahme verzichte. 

4. Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) 
Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 19. Januar 2026 folgende Anträge: 

Natur und Landschaft 

(ll)Der kantonale Antrag (10) zur Minimierung der Lichtemissionen während der Bau- und 
Betriebsphase sei verbindlich umzusetzen. 

(12)Die Gesuchstellerin habe in Zusammenarbeit mit der kantonalen Fledermausschutzbeauf­ 
tragten bzw. dem kantonalen Federmausschutzbeauftragten abzuklären, ob das zu der Sa­ 
nierung vorgesehene Gebäude als Fledermaushabitat genutzt werde. Würden Fledermäuse 
festgestellt, sei in Absprache mit der kantonalen Naturschutzfachstelle sowie der kantona­ 
len Fledermausschutzbeauftragten bzw. dem kantonalen Fledermausschutzbeauftragten 
das weitere Vorgehen zum Schutz der Fledermäuse festzulegen. 
Grundwasserschutz 

(13)Die kantonalen Anträge (3), (4) und (7) seien umzusetzen. 
Entwässerung 

(14)Die kantonalen Anträge (5) und (6) seien umzusetzen. Es sei sicherzustellen, dass keine 
Art von Abwasser in der Schutzzone S2 versickert werde. 

3/11 



Boden 

(15)Die Arbeiten müssten in Konformität mit den Vollzugshilfen «Beurteilung von Boden im 
Hinblick auf seine Verwertung (BAFU 2021)» und «Sachgerechter Umgang mit Boden 
beim Bauen (BAFU 2022)» durchgeführt werden. Die Anweisungen der VSS-Norm 
«SN 640 581 Erdbau, Boden, Bodenschutz und Bauweisen (VSS 2017)» und «Boden und 
Bauten. Stand der Technik (BAFU 2015)» seien zu beachten. 

5. Abschliessende Stellungnahme der Gesuchstellerin 

Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Diese erklärte sich 
in ihrer abschliessenden Stellungnahme vom 25. Februar 2026 mit allen eingegangenen Anträ­ 
gen und Bemerkungen einverstanden und sicherte zu, diese in der weiteren Planung und in der 
Ausführung zu berücksichtigen. 

6. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 
a. Kantonstrasse 
Nach Art. 58 Abs. 1 lit. a Ziff. 1 des Strassengesetzes des Kantons Appenzell Ausserrhoden 
(StG; bGS 731.11) müssen Bauten und Anlagen 6 m Abstand von Kantonsstrassen ausserorts 
einhalten. Das Projekt sah ursprünglich die Erstellung einer Leitplanke vor. Eine Leitplanke 
gilt als Anlage in Sinne von Art 58 Abs. 1 lit. a Ziff. 1 StG. 
Seit dem 1. Januar 2023 ist das Veloweggesetz (SR 705) in Kraft. Bund und Kantone müssen 
bis Ende 2027 ein Velowegnetz für den Alltag und eines für die Freizeit definiert und in behör­ 
denverbindlichen Plänen festgelegt haben. Die Route «Herisau - Schachen» entlang der Kan­ 
tonsstrasse ist als Velohauptverbindung im Sinne des Veloweggesetzes geplant. 
Der Kanton hielt in seiner Stellungnahme fest, dass nach Prüfung der Unterlagen ein Fahrzeug­ 
rückhaltesystem entlang der Kantonsstrasse nicht zwingend erforderlich sei. Eine Leitplanke 
dürfe nur erstellt werden, wenn der geplante Velowegeausbau nicht beeinträchtigt werde. Wenn· 
keine Lösung gefunden werde, sei die Leitplanke ausserhalb des Strassenabstands anzubringen 
oder darauf zu verzichten. Der Kanton beantragte, dass der ordentliche Strassenabstand von 
6 m für die Leitplanke eingehalten werde, falls eine solche erstellt werde (1). 
Die Gesuchstellerin hat in ihrer Stellungnahme vorn 25. Februar 2026 festgehalten, dass die 
Leitplanke aufgrund der Prüfung durch das kantonale Tiefbauamt (TBA) und aufgrund des ge­ 
forderten Strassenabstands von 6 rn nicht umgesetzt werden könne und deshalb daraufverzich­ 
tet werde. Antrag (1) wird folglich als gegenstandslos abgeschrieben. 
Der Kanton forderte weiter, dass die Solarmodule der geplanten Photovoltaikanlage so auszu­ 
richten seien, dass keine Blendwirkung auf den Strassenverkehr entstehe (2). Die Gesuchstel­ 
lerin führte in ihrer Stellungnahme aus, dass sie das Vorhaben mit dem TBA mittlerweile be­ 
reinigt und dieses schriftlich bestätigt habe, dass keine Massnahmen notwendig seien (E-Mail 
vom 25.02.2026). Das TBA behalte sich jedoch vor, nachträglich Massnahmen anzuordnen, 
sollten durch die Anlage übermässige Verkehrsstörungen oder Verkehrsgefährdungen auf der 
Kantonsstrasse entstehen. Auflagen hierzu sind aus Sicht der Genehmigungsbehörde nicht er­ 
förderlich, weshalb Antrag (2) als gegenstandslos abgeschrieben wird. 
Weiter formulierte der Kanton folgenden Hinweis: Die Installationen seien so anzuordnen, dass 
der Strassenverkehr während der Bauzeit ungehindert und ungefährdet zirkulieren könne. Die 
Kantonsstrassenanlage dürfe nicht als Installations- oder Umschlagplatz für Baumaterial ge­ 
nutzt werden. Verunreinigungen würden auf Kosten des Bauherrn entfernt. Vor Erstellung von 
Abschrankungen, Installationen und Signalisationen seien die Weisungen des zuständigen 
Strassenkreisinspektors einzuholen. Mit vorliegender Plangenehmigung wird der Hinweis der 
Gesuchstellerin zur Kenntnis gebracht. Eine Auflage hierzu ist nicht erforderlich. 

. 

• 
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b. Gewässerschutz/ Entwässerung 
Wer in den besonders gefährdeten Bereichen nach Art. 29 Abs. 1 der Gewässerschutzverord­ 
nung (GSchV; SR 814.201) sowie in Grundwasserschutzzonen und -arealen Anlagen erstellt 
oder ändert, muss nach Art. 31 Abs. 1 GSch V die nach den Umständen gebotenen Massnahmen 

.zum Schutz der Gewässer treffen. 
In Anhang 4 Ziff. 222 Abs. 1 lit. b GSch V wird festgehalten, dass in der Schutzzone S2 Gra­ 
bungen, welche die schützende Deckschicht nachteilig verändern, nicht zulässig sind. In einer 
Schutzzone S2 ist auch das Erstellen von Anlagen nicht zulässig. Die zuständige Behörde kann 
Ausnahmen gestatten, sofern wichtige Gründe vorliegen ( d. h. wenn das öffentliche Interesse 
an der Anlage mindestens gleich gross ist wie jenes am Schutz des Grundwassers und wenn der 
Standort aufgrund des Zwecks der Anlage zwingend vorgegeben ist) und wenn gleichzeitigjede 
Gefährdung der Trinkwassernutzung ausgeschlossen werden kann (Anhang 4 Ziff. 222 Abs. 1 
lit. a GS ch V). 
Die Gebäude befinden sich in der Grundwasserschutzzone S2. Die geplante Ertüchtigung der 
deformierten Stützmauer erfordert einen geringfügigen Eingriff in die Deckschichten. Der Kan­ 
ton beantragte, die Empfehlungen des Gutachtens (FlumGEO), insbesondere von den Ziffern 
8.1, 8.2, 9 und 10 im Bericht zu übernehmen und bei der Ausführung der Arbeiten umzusetzen. 
Die Arbeiten und die Überwachung seien nach Rücksprache mit der Quelleigentümerin durch­ 
zuführen (3). 
Die Gesuchstellerin hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass Antrag (3) bereits im Projekt berück­ 
sichtigt werde und führte dazu aus, dass mit dem eingereichten Gewässerschutzkonzept inklu­ 
sive Überwachungsdispositiv und den entsprechenden, mit der Plangenehmigung verbindlich 
bewilligten Massnahmen, eine Trinkwasserverschmutzung ausgeschlossen werden könne. Die 
Quelleigentümer würden schriftlich informiert, sobald die Bewilligung eingetroffen sei. 
Weiter beantragte der Kanton, in der Ausführung der Arbeiten die Merkblätter «Bauarbeiten in 
Grundwasserschutzzonen» (in den Schutzzonen und Schutzarealen gemäss Beilage) und «Um­ 
weltschutz auf der Baustelle» sowie die einschlägigen Wegleitungen und Praxishilfen des Bun­ 
des einzuhalten (7). Die Resultate der Überwachung der Arbeiten und der Beweissicherung 
seien ihm zuzustellen (4). Das BAFU forderte, die kantonalen Anträge (3), (4) und (7) umzu­ 
setzen (12). 
Mit der Plangenehmigung werden die Gesuchsunterlagen bewilligt und damit verbindlich. Eine 
gesetzeskonforme Umsetzung wird von der Gesuchstellerin vorausgesetzt. Grundsätzlich ist es 
nicht Sinn und Zweck von Auflagen, gesetzliche Bestimmungen und darauf basierende Merk­ 
blätter und verbindliche Normen zu wiederholen. Da aber die Gesuchstellerin die Umsetzung 
in ihrer Stellungnahme vom 25. Februar 2026 zusicherte und die Anträge eine gesetzeskon­ 
forme und fachgerechte Umsetzung im Sinne des Grundwasserschutzes sicherstellen, werden 
die Anträge (3 ), ( 4) und (7) aufgrund der Lage in einer Grundwasserschutzzone S2 vorsorglich 
gutgeheissen und als Auflagen verfügt. Damit wird Antrag (12) des BAFU entsprochen und als 
gegenstandslos abgeschrieben. 
Der Kanton beantragte, dass das Dach des F ASPA-Gebäudes, mit oder ohne PV-Anlage, inklu­ 
sive Entwässerung so zu errichten resp. zu ertüchtigen sei, dass innerhalb der Grundwasser­ 
schutzzone S2 kein Regenabwasser versickern könne (5). Die Gesuchstellerin hielt in ihrer Stel- 
1ungnahme fest, dass das Regenabwasser vom südwestlichen Teil des FASPA-Dachs mit dem 
übrigen Regenabwasser des Areals über das Retentionsbecken in den Bach Nr. 20107 geleitet 
werde, welcher die Grundwasserschutzzone S2 durchquere. Eine direkte Verbindung des Bachs 
zu den Quellen sei sehr unwahrscheinlich. Der negative Einfluss auf die Grundwassernutzung 
durch Versickerung werde damit grundsätzlich ausgeschlossen. Das Regenabwasser der nord­ 
östlichen Dachfläche des FASPA-Gebäudes werde aktuell am Fuss der Fassade versickert. Im 
Rahmen der Umsetzung und zwingend vor der Realisierung der PY-Anlage würden die zwei 
betroffenen Fallrohre, wie vom Kanton gefordert, an der bestehenden Kanalisation angeschlos­ 
sen. Somit werde kein Regenabwasser mehr vom Dach des F ASPA-Gebäudes versickert. 
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Ferner verlangte der Kanton, dass für den Betrieb ein Konzept zu erarbeiten sei, welches eine 
gewässerschutzkonforme Entsorgung des bei einem Ereignis zurückgehaltenen Wassers aus­ 
serhalb der Grundwasserschutzzonen garantiere (6). Die Gesuchstellerin hielt dazu fest, dass 
der Antrag bereits im Projekt berücksichtigt und umgesetzt werde. Laut der Gesuchstellerin 
würden die Funktion und Bedienung des Retentionsbeckens sowie die Massnahmen zu dessen 
Sanierung in einem Merkblatt oder im Betriebsreglement (falls vorhanden) festgehalten. Fest­ 
gehalten würden insbesondere das zurückgehaltene Volumen bei geschlossenem Notfallschie­ 
ber sowie das Vorgehen zum Abpumpen und Entsorgen von im Ereignisfall kontaminiertem 
Wasser. 
Das BAFU hat in seiner Stellungnahme beantragt, die kantonalen Anträge (5) und (6) umzuset­ 
zen. Es wies daraufhin, dass keine Art von Abwasser in der Grundwasserschutzzone S2 versi­ 
ckert werden dürfe (14). 
Da die Anträge (5) und (6) bereits von der Gesuchstellerin berücksichtigt und somit erfüllt sind, 
werden diese und Antrag (14) als gegenstandslos abgeschrieben. 
c. Boden 
Gemäss Art. 6 und Art. 7 der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo, SR 814.12) 
darf bei der Bewirtschaftung oder Erstellung von Anlagen sowie beim Abtrag und Aufbau von 
Bodenmaterial (Ober- und Unterboden) die Bodenfruchtbarkeit des vorhandenen und des auf­ 
gebrachten Bodens durch physikalische Belastungen höchstens kurzfristig beeinträchtigt und 
der vorhandene Boden chemisch nicht zusätzlich belastet werden. 
Der Kanton beantragte, die durch das Bauprojekt beanspruchten Böden vor nachhaltigen phy­ 
sikalischen Schäden zu schützen (8). Er führte dazu aus, dass der Boden nur im abgetrockneten 
Zustand befahren oder bearbeitet werden dürfe. Das Abhumusieren sei auf den engen Graben­ 
bereich zu beschränken. Bei der Maschinenwahl seien die Bodeneigenschaften und der Boden­ 
zustand zu berücksichtigen, um nachhaltige Verdichtungen zu vermeiden. Notwendige Instal­ 
lationsplätze und Baupisten auf offenen Flächen seien mit Kiesauflagen oder Baggermatratzen 
auf einem Geotextil über der geschlossenen Vegetationsdecke auszurüsten. Dabei dürfe kein 
Recyclingmaterial verwendet werden. 
Die Gesuchstellerin sicherte in ihrer Stellungnahme die Umsetzung des Antrags (8) zu. Der 
Antrag ist sachgerecht, wird er gutgeheissen und als Auflage übernommen. 
Das BAFU verlangte, die Arbeiten unter Berücksichtigung der einschlägigen BAFU-Vollzugs­ 
hilfen, der VSS-Normen zum Bodenschutz sowie der technischen Richtlinien zum Umgang mit 
Boden beim Bauen durchzuführen (15). In ihrer Stellungnahme hielt die Gesuchstellerin fest, 
dass der Antrag umgesetzt werde und die genannten Vollzugshilfen und N armen bei der Aus­ 
führungsplanung berücksichtigt würden. V ori der Gesuchstellerin wird eine gesetzeskonforme 
Umsetzung vorausgesetzt. Es ist nicht Sinn und Zweck von Auflagen, gesetzliche Bestimmun­ 
gen und darauf basierende Merkblätter und verbindliche Normen zu wiederholen. Auflagen 
sind aus Sicht der Genehmigungsbehörde daher nicht erforderlich, weshalb Antrag (15) als ge­ 
genstandslos abgeschrieben wird. 
d. Rückbauarbeite / Abfälle 
Nach Art. 17 der Abfallverordnung (VVEA; SR 814. 600) sind Sonderabfälle von den übrigen 
Abfällen zu trennen und fachgerecht zu entsorgen. Sofern mehr als 200 m Abfall (inkl. Aus­ 
hub) anfallen oder belastete Bausubstanz zu erwarten ist, muss ein Entsorgungskonzept erar­ 
beitet werden (Art. 16 Abs. 1 VVEA). Nach Art. 3 Abs. 1 ~ ~ ~ der Bauarbeitenverordnung 
(BauA V; SR 832.311.141) muss bei Verdacht auf besonders gesundheitsgefährdende Stoffe 
wie Asbest oder polychlorierten Biphenyle (PCB) die Gefährdung eingehend ermittelt und die 
erforderlichen Massnahmen geplant werden. Die Bauarbeiten müssen so geplant werden, dass 
das Risiko von Berufsunfällen, Berufskrankheiten oder Gesundheitsbeeinträchtigungen mög­ 
liehst klein ist und die notwendigen Sicherheitsmassnahmen eingehalten werden können (Art. 3 
Abs. 1 BauA V). 
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Der Kanton beantragte in seiner Stellungnahme, vor den eigentlichen Umbauarbeiten alle 
schadstoffbelasteten Bauteile gemäss Anweisungen der SUVA zu entfernen und umweltgerecht 
zu entsorgen (9). 
Den Gesuchsunterlagen liegt ein Schadstoffbericht bei. Dieser enthält eine Übersicht über nach­ 
weislich schadstoflhaltige Bauteile und über weitere erforderliche Massnahmen im Umgang 
mit mo glichen Bauschadstoffen. Die Gesuchstellerin hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass der 
Antrag bereits in den Gesuchsunterlagen berücksichtigt und umgesetzt worden sei. 
Die Gesuchsunterlagen werden mit vorliegender Plangenehmigung bewilligt und somit ver­ 
bindlich. Eine zusätzliche Auflage zur Umsetzung einer in den Gesuchsunterlagen vorgesehe­ 
nen Massnahme ist aus Sicht der Genehmigungsbehörde nicht nötig. Antrag (9) wird deshalb 
als gegenstandslos abgeschrieben. 

e. Lichtemissionen 
Lichtemissionen, die von ortsfesten Anlagen in der Umwelt ausgehen, fallen in.den Geltungs­ 
bereich des Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01). Künstliches Licht in der Umwelt wird 
von der Öffentlichkeit als Umweltbelastung wahrgenommen, die es zu begrenzen gilt. Nach 
Art, 12 Abs. 2 USG sind Emissionsbegrenzungen nicht nur zum Schutz gegen schädliche oder 
lästige Emissionen geboten, sondern gestützt auf das Vorsorgeprinzip auch zur Vermeidung 
unnötiger Emissionen. Es gibt für Lichtimmissionen weder Immissionsgrenzwerte (zur Beur­ 
teilung der Schädlichkeit bzw. Lästigkeit), noch gelten vorsorgliche Anlagegrenzwerte oder 
Planungswerte. Demzufolge müssen sie dem Grundsatz der vorsorglichen Emissionsbegren­ 
zung genügen und dürfen zu keinen schädlichen oder lästigen Auswirkungen in der Nachbar­ 
schaft führen. 
Die Vollzugsbehörden beurteilen die Lichtimmissionen im Einzelfall. Dabei muss sicherge­ 
stellt werden, dass die Immissionen nach dem Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung Men­ 
sehen, Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften und Lebensräume nicht gefährden und 
die Bevölkerung m. ihrem Wohlbefinden nicht erheblich stören. Die Vollzugsbehörde kann sich 
hierfür auf Angaben von Experten und Fachstellen stützen. 
Der Kanton beantragte, die geplanten Massnahmen zur Minimierung der Lichtemissionen nach 
BAFU-Vollzugshilfe 2021 nachzureichen und anschliessend umzusetzen (10). Das BAFU un­ 
terstützte dies und beantragte die Berücksichtigung des kantonalen Antrags (11 ). 
Die Gesuchstellerin hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass es sich beim vorliegenden Projekt 
um den Ersatz eines bestehenden Kandelabers mit einer Höhe von ca. 4.5 m durch einen höhe­ 
ren Mast von 7 .5 m handle. Dadurch würden der Platz und das Tor besser ausgeleuchtet und 
die Sicherheit massiv verbessert. Der LED-Strahler verfüge über einen Lichtstrom von 5'000 lm 
bei einer Lichtfarbe von 3'000 Kelvin, was dem Standard für Strassenbeleuchtungen entspre­ 
che. Der bestehende Standort werde beibehalten, sodass die Elektroverkabelung unverändert 
bleiben könne. Eine entsprechende Optik im Strahler gebe gerichtetes Licht auf die erforderli­ 
che Fläche ab, während ein zusätzlicher Blendraster die Lichtverschmutzung auf ein Minimum 
reduziere. Die bestehende Steuerung mittels Zeitschaltuhr .und Taster im Wachlokal werde 
nicht angepasst. Es werde kein zusätzlicher Kandelaber erstellt. 
Die Genehmigungsbehörde leitete die ergänzenden Angaben der Gesuchstellerin zur Prüfung 
an das BAFU weiter. Mit E-Mail vom 27. März 2026 bestätigte das BAFU, dass die Angaben 
zu Standort, Optik, Intensität, Blendraster und Steuerungssystem nach derzeitigem Stand ins­ 
gesamt den Empfehlungen der BAFU-Vollzugshilfe (2021) entsprechen. Aus Sicht der Geneh­ 
migungsbehörde wurde damit den Anträgen (10) und (11) entsprochen, weshalb sie als gegen­ 
standslos abgeschrieben werden. 

f. Natur 
Vom Vorhaben sind keine Landschafts- oder Biotopinventare des Bundes betroffen. 
Die militärische Anlage befindet sich jedoch in rund 400 m Entfernung zum national bedeuten­ 
den Fledermausquartier mit Schutzpriorität «AR889». Der Lebensraum der Fledermäuse gilt 



nach Art. 18 Abs 1# des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG; SR 451) als schützenswerter 
Lebensraum. Lässt sich eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Lebensräume durch technische 
Eingriffe unter Abwägung aller Interessen nicht vermeiden, so hat der Verursacher nach Art. 
18 Abs. 1 ter NHG für deren bestmöglichen Schutz, für Wiederherstellung oder ansonsten für 
angemessenen Ersatz zu sorgen. 
Das BAFU forderte in seiner Stellungnahme, dass die Gesuchstellerin mit der kantonalen Fle­ 
dermausschutzbeauftragten abzuklären habe, ob das zur Sanierung vorgesehene Gebäude als 
Fledermaushabitat genutzt werde. Falls dies der Fall sei, müsse die Gesuchstellerin das weitere . 
Vorgehen zum Schutz der Fledermäuse· mit der kantonalen Naturschutzfachstelle sowie der 
kantonalen Fledermausschutzbeauftragten festlegen (12). 
Da sich die Gesuchstellerin in ihrer abschliessenden Stellungnahme damit einverstanden er­ 
klärte und der Antrag sachgerecht ist, wird er gutgeheissen und als Auflage übernommen. 

C. Ergebnis 
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen, für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehrnigung erfüllt sind. 

und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 
Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, vom 8. September 2025, in 
Sachen 
Waffenplatz Herisau-Gossau; Aussenstandort Ramsen; Umsetzung Integrales Schutz­ 
konzept (ISK) 
mit den nachstehenden Unterlagen: 

- Bauprojektdossier vom 8. September 2025 inkl. Beilagen 
- Anhang A vom 24. Juni 2024, Zusammenstellung Kennzahlen PVA F ASPA-Halle ar- 

masuisse, Aussenstelle Ramsen, Herisau (branchenüblich), REECH AG 
- Anhang B 1 vom 16. Mai 2024, Prinzipschema angebaute PVA PASPA-Halle, REECH 
- Anhang B2 vom 16. Mai 2024, Prinzipschema dachintegrierte PVA FASPA-HALLE, 

REECH AG 
Anhang Cl nicht datiert, DB PV Modul Trina tsm 425 450, Vertes s+ 

- Anhang C2 nicht datiert, DB PV Modul Swisspearl Sunskin Roof Lap Modul, 
Swisspearl 

- Anhang Dl nicht datiert, DB Wechselrichter SUN2000-30/36/40KTL-M3, Huawei 
- Anhang D2 nicht datiert, DB Leistungsoptimierer iva smart pv optimizer mere, Hua- 

we1 
- Anhang D3 nicht datiert, DB Smart PowerMeter, Huawei 
- Anhang D4 nicht datiert, DB Smart Logger 3000, Huawei 
- Anhang E nicht datiert, DB Unterdachbahn RFI, Stamisol Safe One 
- Anhang G 1 a vom 22. Juni 2024, PV AF ASP A Simulation Vl angebaut mit Lastgang 

branchenüblich, REECH AG 
- Anhang G 1 b vom 22. Juni 2024, PV AF ASPA Simulation Vl angebaut mit Lastgang 

vorgaben armasuisse, REECH AG 
- Anhang G2 vom 23. Mai 2024, PV A F ASP A Simulation V2 dachintegriert partiell be­ 

legt Schneefang, REECH AG 8/11 



- Anhang H vom 24. Mai 2024, Checkliste - Photovoltaikanlagen, Armasuisse 
- Anhang NRP 1 nicht datiert, Bestätigung Eigentümerschaft TBA SC 1135-SC1905 
- Anhang NRP 2 nicht datiert, Bestätigung Eindolung TBA 
- Anhang NRP 3 vom 14. Mai 2024, Meldung Anpassungen LK Gemeinde 
- Anhang NRP 4 vom 30. Mai 2024, Meldung Anpassungen LK armasuisse 
- Brandschutzdossier vom 28. August 2024, Baubüro Hollenstein 
- Brandschutzüberprüfungsbericht vom 4. October 2024, armasuisse 
- Plan vom O 1. Juli 2024, AA Aussenzeughaus Elektroinstallation DG, 1 :50, INEL- 

PLAN 
- Elektropläne vom 1. Juli.2024, 1 :50, INELPLAN 
- Hydrogeologischer Bericht, vom 28. August 2024, FlumGEO 
- Plan vom 9. Juli 2024, GEP Massnahmen 1, 2, 4 & 6 und ergänzende Unterlagen, 

1 :500, nrp Ingenieure 
- Plan vom 9. Juli 2024, GEP Massnahmen 3, 1:100, nrp Ingenieure 
- Pläne vom 1. Juli 2024, NB FASPA-Gebäude Elektroinstallationen EG-1.OG-DG, 

1:50, INELPLAN 
- Projektpläne vom 14. Juni 2024, 1 :100, Schertenleis Baumanagement 
- Schadstoffbericht vom 25. April 2024, A. Müller AG 
- Plan vom 1. Juli 2024, NC, NA, NB, AA Übersicht Elektroinstallationen Umgebung, 

1 :200, INELPLAN 
- Variantenstudium vom 24. Juni 2024, REECH AG 
- Plan vom 1. Juli 2024, ZU Einfahrt/ Tor Elektroinstallationen, 1 :50, INELPLAN 

wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Auflagen 
Allgemein 

a. Der Baubeginn und die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sind der Genehmigungsbe­ 
hörde, der Gemeinde Herisau spätestens 1 Monat vor Beginn der Bauarbeiten schriftlich 
mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Baukontrolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat der Genehmigungsbehörde den Bauabschluss anzuzeigen und 
g1eichzeitig in einem Bericht mitzuteilen, wie die hier verfügten Auflagen umgesetzt war­ 
den sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 3 Monate 
nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Gewässerschutz 

d. Die Empfehlungen des Gutachters (FlumGeo), insbesondre auch die Massnahmen gemäss 
Ziffer 8 .1, 8 .2, 9 und 1 O des Berichts, sind umzusetzen. Die Arbeiten und die Überwachung 
sind nach Rücksprache mit der Quelleigentümerin durchzuführen. 

e. Die Resultate der Überwachung der Arbeiten und der Beweissicherung sind dem Amt für 
Umwelt zuzustellen. 

f. Die Merkblätter «Bauarbeiten in Grundwasserschutzzonen» (in den Schutzzonen und 
Schutzarealen gemäss Beilage), «Umweltschutz auf der Baustelle», «Bodenschutz bei 
Tiefbauarbeiten», «Rekultivierung in der Landwirtschaft» sowie die einschlägigen Weg­ 
leitungen und Praxishilfen des Bundes sind für die Ausführung der Arbeiten verbindlich. 
Boden 

g. Die durch das Bauprojekt beanspruchten Böden sind gemäss folgende Punkte vor nachhal­ 
tigen physikalischen Schäden zu schützen: 
- Der Boden darf nur im abgetrockneten Zustand befahren oder bearbeitet werden. 
- Das Abhumusieren ist auf den engen Grabenbereich zu beschränken. 9/11 



- Bei der Maschinenwahl sind die Bodeneigenschaften und der Bodenzustand zu beach­ 
ten, um nachhaltige Verdichtungen des Bodens zu vermeiden. 

- Allfällig notwendige Installationsplätze und Baupisten auf offenen Flächen sind mit 
Kiesauflagen oder Baggermatratzen auf einem Geotextil über der geschlossenen Vege­ 
tationsdecke auszurüsten. Die Dimensionierung richtet sich nach der Belastung durch 
die eingesetzten Fahrzeuge und Geräte. Für die Baupisten darf kein Recyclingmaterial 
verwendet werden. 

Natur 

h. Die Gesuchstellerin hat in Zusammenarbeit mit der kantonalen Flederrnausschutzbeauf­ 
tragten bzw. dem kantonalen Fledermausschutzbeauftragten abzuklären, ob das zu der Sa­ 
nierung vorgesehene Gebäude als Fledermaushabitat genutzt wird. Werden Fledermäuse 
festgestellt, ist in Absprache mit der kantonalen Naturschutzfachstelle sowie der kantona­ 
len Fledermausschutzbeauftragten bzw. dem kantonalen Fledermausschutzbeauftragten 
das weitere Vorgehen zum Schutz der Fledermäuse festzulegen. 

3. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

4. Eröffnung 
Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

5. Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 des 
Militärgesetzes, MG; SR 510.10). Die Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung 
mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die 
Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; 
SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 
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Eröffnung an 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Staatsstrasse 100, Heiligkreuz, 8887 Mels 

(Beilage: 2 Gesuchsdossiers mit gestempelten Planbeilagen) 
- Departement Bau und Volkswirtschaft, Baukoordinationsdienst, Kasernenstrasse 17 A, 

9102 Herisau (R) 
- Gemeinde Herisau, Hochbau/Ortsplanung, Poststrasse 6, 9102 Herisau (R) 

z Kan (jeweils per E-Mail) 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- ASTAB, Immo V 
- Kommando Waffenplatz Herisau-Gossau 
- Kanton Appenzell AR, Kantonale Vermessungsstelle 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- Pro Natura (mailbox@pronaturach) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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